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K
rise, welche Krise? Nimmt man 
die Stimmung in Deutschland 
ernst, dann gibt es wenig Anlass, 
sich über Europa noch große 
Sorgen zu machen. Die dramati-
schen Wochen, als man mit dem 
Schlimmsten rechnen musste, 

liegen lange zurück. Die Finanzmärkte haben sich 
beruhigt. Die Kon struk tions feh ler der Wäh rungs-
union scheinen entschärft, Ratspräsident Herman 
Van Rompuy kann vor der UN-Vollversammlung 
in New York unwidersprochen behaupten, die 
»existenzielle Bedrohung des Euro« sei »vorbei« –
und er ist nicht der Einzige.

Wir halten das für grundfalsch. Es gibt keinen 
Anlass, sich erleichtert zurückzulehnen. Im Ge-
genteil, die Seelenruhe, die große Teile der deut-
schen Öffentlichkeit in Sachen Euro-Krise ergrif-
fen hat, ist nicht nur grundlos: Sie ist gefährlich. 
Keine der Krisen, aus denen sich die Euro-Krise 
zusammensetzt, ist auch nur annähernd gelöst – 
weder die Banken- noch die Staatsschulden-, noch 
die Wettbewerbsfähigkeitskrise. Das Staatsschul-
denproblem eskaliert weiter. Die mit faulen Kredi-
ten vollgesogenen Banken lähmen die Privatwirt-
schaft. In den Krisenländern wird eine ganze Ge-
ne ra tion ihrer Lebenschancen beraubt. Die Ränder 
des politischen Spektrums dieser Staaten radikali-
sieren sich. Die Bereitschaft, in der Euro-Zone ge-
meinsame Lösungen zu finden, sinkt rapide. 

Wir – elf deutsche Ökonomen, Juristen und 
Politologen – wollen uns mit der Aussicht, weiter 
auf Zeit zu spielen und mit immer größerem Ein-
satz darauf zu wetten, dass die Krise irgendwann 
vorübergeht, nicht abfinden. Der Patient ist krank, 
und um ihn zu heilen, reicht es nicht aus, sein 
Fieber zu senken und auf seine Selbstheilungs-
kräfte zu vertrauen. Wir haben es mit strukturellen 
Problemen zu tun, und die verlangen nach struk-
turellen Lösungen. Auch wenn dies im Moment 
nicht populär ist: Wir sind überzeugt, dass die 
Wäh rungs union weitere Integrationsschritte 
braucht, insbesondere eine handlungsfähige euro-
päische Wirtschaftsregierung. 

Wir sprechen dabei als Deutsche, aber auch als 
Unions bür ger, die mit den Unions bür gern anderer 
Länder in einem Gemeinwesen verbunden sind. 
Das ist kein Widerspruch: Es liegt im deutschen 
Eigeninteresse, selbst die politische Initiative zu er-
greifen, statt den Kopf in den Sand zu stecken und 
jeden konstruktiven Vorschlag als Versuch ab-
zutun, uns das Geld aus der Tasche zu ziehen.

Das Prinzip des »No-Bailout«, dass also kein 
Staat einen anderen vor der Pleite rettet, war rich-
tig. Aber solange es nur unter Inkaufnahme un-
absehbarer Schäden durchgesetzt werden kann, 
werden weder Schuldner noch Gläubiger der Be-
hauptung, dass die Staaten zur Eigenverantwor-
tung verpflichtet sind, wirklich Glauben schenken. 
Die Architektur der Euro-Zone kann somit erst 
dann glaubwürdig und stabil sein, wenn sie solche 
Kollateralschäden von vornherein vermeidet. Das 
bedeutet mehr In te gra tion, wie wir in den folgen-
den vier Handlungsfeldern zeigen.

1Keine eigenverantwortlichen Schuldner 
ohne eigenverantwortliche Gläubiger

Der Vertrag von Maastricht ging davon aus, dass 
die gemeinsamen Verschuldungsregeln das Pro-
blem unverantwortlicher Schuldenlasten lösen 
würden. Dass dies ein Irrtum war, zeigt das Bei-
spiel Griechenland. Deshalb war es prinzipiell 
richtig, mit dem Fiskalpakt die Regeln für Staats-
schulden zu verschärfen. Richtig ist aber auch, dass 
die Krise etwa in Spanien oder Irland selbst da-
durch nicht verhindert worden wäre. Die Haus-
haltsrisiken dort sind durch eine übermäßige Ver-
schuldung des Privatsektors entstanden. 

Ob staatliche oder private Überschuldung, zum 
Problem der Wäh rungs union wird sie erst, wenn 
die privaten Gläubiger ihre Verluste nicht eigen-

verantwortlich abschreiben, sondern sozialisieren. 
Genau das haben die Finanzakteure und insbeson-
dere die Banken gemacht, und das konnten sie, 
weil sie wussten, dass ihre Systemrelevanz dem 
europäischen Steuerzahler keine andere Wahl las-
sen würde, als sie zu retten. 

Damit dieses Spiel endlich aufhört, benötigt 
die Euro-Zone eine robuste Ban ken union: Eine 
gemeinsame Bankenaufsicht muss sicherstellen, 
dass die Banken solide kapitalisiert sind. Eine ge-
meinsame Bankenrestrukturierung und -abwick-
lung muss die Gläubiger in die Pflicht nehmen: 
Erleiden Banken große Verluste, müssen als Erstes 
die Aktionäre, dann die nachrangigen, dann die 
vorrangigen Anleihegläubiger und zuletzt der von 
den Banken selbst finanzierte Bankenfonds ein-
springen. Erst danach kann auf den europäischen 
Steuerzahler zurückgegriffen werden. 

Im Prinzip hat der Europäische Rat all dies be-
reits im Sommer 2012 erkannt. Aber wir sehen 
kommen, dass die Umsetzung spätestens im Früh-
jahr 2014 scheitert. Ab Mai 2014 soll die europäi-
sche Bankenaufsicht Stresstests durchführen und 
dann maroden Banken die Rote Karte zeigen. Aber 
wie soll das funktionieren, solange niemand weiß, 
wie Banken im Notfall rekapitalisiert oder ab -
gewickelt werden? Ohne Abwicklungsmechanis-
mus wird die Bankenaufsicht die Probleme in den 
Bankbilanzen weiter unter den Teppich kehren, 
und Europa droht ein japanisches Jahrzehnt der 
wirtschaftlichen Sta gna tion. Die Zeit drängt. Kei-
nesfalls kann die Europawahl 2014 ein Vorwand 
sein, die Lösung der strukturellen Probleme der 
Euro-Zone auf die lange Bank zu schieben.

2 Eigenverantwortung und Solidarität 
müssen Hand in Hand gehen

Eigenverantwortung der Mitgliedsstaaten heißt 
Eigenverantwortung ihrer Bürger. Dass diese die 
Krisenlasten im Wesentlichen schultern und dabei 
auch schmerzhafte Reformen anpacken müssen, 
ist unvermeidlich. Aber die Grenze dieser Eigen-
verantwortung ist dort erreicht, wo elementare 
Lebenschancen bedroht sind. Wenn in Griechen-
land oder Spanien eine ganze Ge ne ra tion ihrer 
Möglichkeiten beraubt wird, ein produktives Le-
ben zu führen, dann ist das nicht nur ein grie-
chisches oder spanisches Problem, sondern eines, 
das alle Unions bür ger betrifft. 

Die Wäh rungs union wird ohne kontrollierte 
Transferelemente nicht dauerhaft stabil sein kön-
nen. Eine Si tua tion, in der ein Euro-Land in einen 
akuten Zahlungsnotstand gerät und gezwungen 
wird, seiner Bevölkerung drakonische Sparmaß-
nahmen zuzumuten, muss die absolute Ausnahme 
bleiben. Damit es möglichst gar nicht erst so weit 
kommt, benötigen wir zwischen den Euro-Län-
dern einen Versicherungsmechanismus, der die 
Konsequenzen eines dramatischen Konjunktur-
einbruchs für die Bevölkerung abfedert. Die Euro-
Zone könnte zum Beispiel eine gemeinsame 
Arbeits losenversicherung errichten, die die natio-
nalen Systeme ergänzt. Teilnehmen könnten alle 
Euro-Länder, die ihren Arbeitsmarkt entsprechend 
den Erfordernissen einer Wäh rungs union organi-
sieren. Hiermit würde ein Mechanismus geschaf-
fen, der starken Rezessionen mit automatischen 
europäischen Stabilisatoren entgegenwirkt. So lie-
ße sich der makroökonomische Zusammenhalt 
der Euro-Zone stärken und die In te gra tion des 
europäischen Arbeitsmarktes vorantreiben.

Tatsächlich ist mehr Mobilität der Arbeitskräf-
te in der Wäh rungs union ebenfalls dringend er-
forderlich. Es kann nicht sein, dass Deutschland 
über Fachkräftemangel klagt, während in Spanien 
massenhaft Fachkräfte auf der Straße stehen. Mit 
Sprachkursen und anderen Ausbildungsmaßnah-
men müssen Arbeitslose in Krisenländern in die 
Lage versetzt werden, anderenorts wieder Arbeit 
zu finden.

Im Übrigen wären Länder wie Deutschland in 
der aktuellen Niedrigzinsphase gut beraten, ver-
stärkt in die eigene Infrastruktur zu investieren und 
damit zusätzliche Nachfrage in der gesamten Euro-
Zone zu schaffen.

3Demokratie und Rechtsstaatlichkeit 
stärken – notfalls mit Sanktionen

In einer Union müssen die Mitgliedsstaaten wech-
selseitig darauf vertrauen können, dass ihre Regie-
rungen legitim gewählt, ihre Gesetze legitim zu-
stande gekommen sind und ihre Bürger frei und 
gleich vor dem Gesetz sind. Wer der  Union bei-
treten will, muss es sich daher gefallen lassen, auf 
seine demokratischen, rechtsstaatlichen und 
grundrechtlichen Verfassungsstandards überprüft 
zu werden. Mit dem Beitritt geht ein Staat die Ver-
pflichtung ein, diese Standards einzuhalten. Ist er 
aber beigetreten, fehlen heute – siehe Ungarn – der 
EU effektive und glaubwürdige Instrumente, diese 
Verpflichtung durchzusetzen. 

Das kann insbesondere dann zum Problem wer-
den, wenn Mitgliedsstaaten in eine schwere Wirt-
schaftskrise geraten. Die Erfahrung zeigt, dass solche 
Krisen Gesellschaften radikalisieren und die demo-
kratische Verfasstheit eines Staates bedrohen können. 

Es kann nicht sein, dass die  Union Staaten, die 
rechtswidrig Subventionen verteilen, wirksamer 
zur Ordnung rufen kann als solche, die die Demo-
kratie oder rechtsstaatliche Regeln abschaffen. Sie 
muss deshalb mit einem Sanktionsmechanismus 
ausgestattet werden, der sicherstellt, dass die Mit-
gliedsstaaten sich un ter ein an der vertrauen können 
und die Unions bür ger verfassungsstaatlichen Zer-
fallstendenzen nicht schutzlos ausgeliefert sind.

Die Europäische  Union ist eine Rechtsgemein-
schaft. Die Autorität des europäischen Rechts 
hängt davon ab, dass Gesetzgebung, Verwaltung 
und Justiz in den Mitgliedsstaaten funktionieren. 
Tun sie das nicht, dann bedroht das die  Union in 
ihren Grundlagen. Die Förderung einer effektiven 
Rechtsstaatlichkeit muss daher eine deutlich höhe-
re Priorität genießen als etwa die Förderung der 
Landwirtschaft.

4 Für den Zusammenhalt:  
Öffentliche Güter bereitstellen!

Politische Unionen sind dazu da, gemeinsam öffent-
liche Güter bereitzustellen, die jedes Land für sich 
genommen nicht bereitstellen könnte. Ursprüngli-
cher Antrieb für die europäische In te gra tion war die 
Sicherung des Friedens. Der wirksame Schutz der 
Außengrenzen und der humanitäre Umgang mit 
Flüchtlingen und Asylsuchenden im Schengen-
Raum, der Binnenmarkt und der Schutz unserer Um-
welt sind weitere öffentliche Güter, zu deren ge-
meinsamer Bereitstellung wir uns bereits verpflichtet 
haben. Die Bereitstellung einer stabilen gemeinsamen 
Währung ist konstitutiv für die Euro-Zone.

Die Grenze der Eigenverantwortung der Mit-
gliedsstaaten im Krisenfall ist dort erreicht, wo die 
Bereitstellung dieser öffentlichen Güter in Gefahr 
gerät. Wenn ein Mitgliedsstaat in eine Si tua tion gerät, 
in der er die Flughafensicherheit nicht mehr gewähr-
leisten kann, dann leidet der europäische Luftverkehr 
als Ganzes. Wenn ein Mitgliedsstaat Asylsuchende 
menschenunwürdigen Zuständen aussetzt, bricht 
unser europäisches Asylsystem zusammen. Wenn 
Krisenländer beginnen, ihre Märkte zum Schutz hei-
mischer Hersteller abzuschotten, sind der Binnen-
markt und die gemeinsame Handelspolitik bedroht. 
Wenn die Wirtschaftskrise in einem Mitgliedsstaat 
einen Punkt erreicht, an dem die Finanzmärkte auf 
seinen Austritt aus der Wäh rungs union spekulieren, 
dann kann dies die gemeinsame Währung sprengen.

Die Bereitstellung dieser öffentlichen Güter in-
nerhalb der  Union muss unabhängig von der 
Staatspleite eines Mitgliedslands in jedem Fall und 
immer funktionieren. Das muss nicht heißen, dass 
man sie zentralisiert. Es kann genügen, der  Union 
zu ermöglichen, im Krisenfall unterstützend ein-
zuspringen. Die  Union muss nicht selbst anfangen, 
flächendeckend menschenwürdige Unterkünfte 
für Asylbewerber zu bauen. Aber sie muss Staaten, 
die das nicht schaffen, zumindest finanziell dazu in 
die Lage versetzen können.

Diese vier Punkte – eigenverantwortliche Gläu-
biger, Schutz der Lebenschancen, Schutz der de-
mokratischen Rechtsstaatlichkeit, Bewahrung der 
öffentlichen Güter – sind das Minimum dessen, 
was erforderlich ist, um den Euro zu erhalten. Um 
die  Union dauerhaft stabil zu machen, muss aber 
mehr geschehen. Sie muss ihr Potenzial, gemeinsa-
me öffentliche Güter zum Vorteil aller bereitzustel-
len, auch wirklich ausschöpfen. 

Potenzial sehen wir vor allem in der gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik. In einer multipolaren 
Welt, in der China, Russland und andere an Einfluss 
gewinnen und die Vormacht der USA abnimmt, soll-
te Europa seine gemeinsamen Interessen wirksam 
vertreten können. So müsste es den Europäern mög-
lich sein, eine gemeinsame Strategie zur Ordnung des 
globalen Handels- und Finanzrechts und zur Nut-
zung globaler Gemeingüter wie Tiefsee oder Welt-
raum zu verfolgen. Dass die Euro-Zone mit ihrer 
gemeinsamen Währung auch einen gemeinsamen Sitz 
bei IWF und Weltbank beanspruchen sollte, ist ei-
gentlich selbstverständlich. Wenn es eine effektive 
gemeinsame Außenpolitik und zentralisierte Ent-
scheidungsstrukturen für die Sicherheitspolitik gäbe, 
wäre auch ein gemeinsamer Sitz im UN-Sicherheits-
rat erreichbar. 

Die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts 
liegen aber nicht nur in der klassischen Sicherheits- 
und Außenpolitik. So hat die NSA-Affäre gezeigt, 
dass die Unions bür ger sich von ihren  Staaten kei-
nen Schutz ihrer Privatsphäre erhoffen können. 
Nötig wäre ein Binnenmarkt für Datensicherheit, 
der strenge Datenschutz- und Verschlüsselungs-
standards im Internet definiert und im Rahmen 
von Abkommen mit Drittstaaten durchzusetzen 
bereit ist, statt sie durch Ge heim dienstkoope ra-
tions-Abkom men auszuhebeln. Im Idealfall sollten 
diese öffentlichen Güter für die EU als Ganzes ent-
wickelt werden, einschließlich Großbritannien. 
Soweit sich das aber als unmöglich herausstellt, 
sollte sich die Euro-Zone als strategische Op tion 
ein Europa der unterschiedlichen Geschwindig-
keiten auch in diesen Bereichen offenhalten. 

5 Ein Qualitätssprung zur Integration: 
Der Euro-Vertrag für die Euro-Union

Um das bisher skizzierte politische Programm zu ver-
wirklichen, bedarf die Euro-Zone einer neuen, eige-
nen Vertragsgrundlage. Statt punktueller Reparaturen 
brauchen wir einen Qualitätssprung der In te gra tion 
– einen Euro-Vertrag. Mit einem solchen Vertrag
würden die in der Krise gemachten kollektiven Ein-
sichten und Erfahrungen dauerhaft gespeichert. Mit
dem Euro-Vertrag ginge es endlich wieder darum, was
europapolitisch gewollt und erforderlich ist, und nicht
mehr nur um die juristischen Einwände dagegen. Die
Änderungen des Grundgesetzes, die dabei möglicher-
weise erforderlich sind, würden aus Anlass des Euro-
Vertrages endlich konkret erörtert.

Der Gedanke eines Europas unterschiedlicher Ge-
schwindigkeiten ist nicht neu. Die Eurokrise hat aber 
gezeigt, dass eine solche Vertiefung die gesamte Eu-
rozone umfassen sollte. Um nicht zu spalten, sind 
dabei die Belange aller Mitgliedsstaaten zu berück-
sichtigen, gerade die der kleineren.

Bisher haben bei der Krisenbewältigung die na-
tionalen Regierungschefs den Ton angegeben. Aber 
dieser Intergouvernementalismus ist den Aufgaben, 
die in einer Wäh rungs union zu bewältigen sind, 
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Mobil, gerecht, einig
Die Glienicker Gruppe

1. Banken
regulieren

... damit ihre Kunden sich 
nicht mehr um ihr Erspartes 

sorgen brauchen – wie in  
Zypern (Foto links)

2. Arbeit schaffen
... damit Jugendliche ohne  

Job nicht mehr auf die Straße 
gehen müssen – wie in  
Spanien (Foto rechts)
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nicht gewachsen. Diese Überforderung ist wesent-
lich dafür verantwortlich, dass die EZB nolens vo-
lens eine derart zentrale Rolle bei der Sicherung der 
gemeinsamen Währung übernommen hat. 

Wir benötigen deshalb endlich eine handlungs-
fähige europäische Exekutive, die die Reformpakete 
mit Krisenländern verhandeln, über Bankenschlie-
ßungen entscheiden und die Bereitstellung öffent-
licher Güter sicherstellen kann. Die Euro-Union 
braucht eine handlungsfähige Wirtschaftsregierung.

Diese Wirtschaftsregierung muss über ab-
gestufte Durchgriffsrechte in die nationale Budget-
autonomie verfügen. Solange die Mitgliedsstaaten 
ihre Pflichten erfüllen, kann es sich dabei nur um 
unverbindliche Empfehlungen handeln. Wer aber 
die Stabilitätskriterien verletzt, dem muss die 

Wirtschaftsregierung verbindlich vorgeben kön-
nen, wie viel er einzusparen hat – an welcher Stelle, 
bleibt ihm überlassen. 

Die europäische Wirtschaftsregierung braucht 
auch ein Budget. Daraus fördert sie öffentliche Güter 
und speist einen Wachstumsfonds, um die Reform-
prozesse in den Euro-Staaten zu begleiten. Prinzipiell 
könnte man dieses Budget über Steuern finanzieren. 
Es gibt aber begründete Vorbehalte dagegen, der 
Wirtschaftsregierung zu erlauben, umfänglich auf die 
mitgliedstaatliche Steuerbasis zuzugreifen. Deshalb 
bietet es sich an, das Euro-Budget über einen Mit-
gliedsbeitrag zu finanzieren, etwa in Höhe von 0,5 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes. 

Die Euro-Regierung muss durch ein Euro-Par-
lament gewählt und kontrolliert werden. Es liegt 

nahe, dieses mit den Abgeordneten des Europäi-
schen Parlaments aus den Euro-Staaten zu beset-
zen, da es um die Bereitstellung der öffentlichen 
Güter in der Euro-Zone geht. Es gibt in unserer 
Gruppe aber auch Stimmen, die eine Besetzung 
durch Abgeordnete der nationalen Parlamente 
präferieren, um deren Anspruch, die Kontrolle 
über die Staatsausgaben in der Hand zu behalten, 
entgegenzukommen. So oder so sollten Länder, die 
in absehbarer Zeit den Euro einführen wollen, von 
Anfang an in die Verhandlungen zum Euro-Ver-
trag eingebunden werden. Das gilt auch für die In-
sti tu tio nen der  Euro- Union – etwa durch eine Ver-
tretung mit Rede recht, aber ohne Stimmrecht.

Niemand sollte heute dem Trugschluss erliegen, 
die Krise werde sich beruhigen und die hastig zu-

sammengezimmerten Sta bi li sie rungs kon struk te 
reichten aus, um den Euro zu einem historischen 
Erfolg zu machen. Von einem der Gründerväter 
der Europäischen  Union, Jean Monnet, stammt 
das Wort:  »L’Europe se fera dans les  crises.« Die ge-
genwärtige Krise ist die wohl größte, die die  Union 
in ihrer Geschichte durchzustehen hatte. Jetzt 
hängt es von uns ab, ob wir sie auch als große 
Chance nutzen.

Mitglieder der Glienicker Gruppe: 
ARMIN VON BOGDANDY, CHRISTIAN CALLIESS,  

HENRIK ENDERLEIN, MARCEL FRATZSCHER,  
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Die Glienicker Gruppe – elf  deutsche Ökonomen,  
Politologen und Juristen – entwerfen ein neues Europa

Die Glienicker Gruppe

3. Recht und 
Demokratie stärken
... damit demonstrierende Bürger 
in der EU auf die Einhaltung ihrer 
Grundrechte vertrauen können  
– siehe Ungarn (Foto links)

4. In Krisen helfen
... damit zum Beispiel Flüchtlinge 
menschenwürdig untergebracht 
und behandelt werden – nicht  
zuletzt in Italien (Foto rechts)
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